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(2) Die den Hauptverwaltungen unterstellten Verwal­
tungen prüfen die ihnen eingereich ten Kontrollberichte 
und stellen daraus einen zusammengefaßten Kontroll- 
bericht für ihren Verwaltungsbereich her.

(3) Die Hauptverwaltungen prüfen die ihnen über­
gebenen Kontrollberichte und reichen ihre zusammen­
gefaßten Kontrollberichte dem zuständigen Ministe­
rium ein. Von diesem werden sie an das Mini­
sterium der Finanzen, die Zentrale der Deutschen 
Notenbank und der Deutschen Investitionsbank weiter­
geleitet.

(4) Der Minister der Finanzen kann einzelnen Be­
trieben vorschreibep, ihm ihren Kontrollbericht über 
die zuständige Hauptverwaltung vorzulegen.

(5) Der Vorsitzende der Staatlichen Plankommission 
und der Leiter der Staatlichen Zentralverwaltung für 
Statistik können die den Betrieben übergeordneten 
Verwaltungen beauftragen, ihnen den zusammen­
gefaßten Kontrollbericht direkt vorzulegen. Das Fach­
ministerium ist davon zu benachrichtigen.

(6) Die bis zur Annahme der Kontrollberichte durch 
die übergeordneten Verwaltungen veranlaßten Ände­
rungen sind in alter Rechnung im Betrieb zu buchen.

§ 123
Die Fachministerien haben ihre zusammengefaßten 

Kontrollberichte der Staatlichen Zentralverwaltung für 
Statistik, dem Ministerium der Finanzen und der 
Staatlichen Plankommission einzureichen. Die zusam­
mengefaßten Kontrollberichte sind dem Ministerrat der 
Deutschen Demokratischen Republik vorzulegen.

§ 124
Der Leiter und der Hauptbuchhalter des Betriebes 

bzw. der zusammenfassenden Verwaltung müssen durch 
Unterschrift bestätigen, daß die Angaben des Kontroil- 
berichtes richtig und vollständig sind.

§ 125
Die Einreichungstermine für die Kontrollberichte legt 

der Minister der Finanzen entsprechend dem Stand 
der kurzfristigen Abrechnung im Einvernehmen mit den 
Fachministern jährlich fest.

§ 126
(1) Bei Überschreitung der vorgeschriebenen Einrei­

chungstermine für den Kontrollbericht haben die Leiter 
der Betriebe bzw. Dienststellen und ihre Hauptbuch­
halter der übergeordneten Verwaltung Rechenschaft 
abzulegen.

(2) Für unrichtige Angaben im Kontrollbericht und 
verspätete Einreichung können die Leiter der Betriebe 
jzw. Dienststellen und ihre Hauptbuchhalter im Rah­
men der dafür geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
5Ui Verantwortung gezogen werden.

§ 127
Die übergeordneten Verwaltungen haben die Pflicht, 

lie ihnen eingereichten Kontrollberichte gemäß den da- 
ür geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu über­
prüfen und zu bestätigen.

D r i t t e r  A b s c h n i t t  
Die Einreichung der übrigen Finanzberichte

§ 128
Die Einreichung der Finanzberichte, die nicht Be- 

tandteil des Kontrollberichtes sind, wird von dem 
weiter der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik 
m Einvernehmen mit den Dienststellen, die die Er- 
iebung durchführen, geregelt

F ü n f t e s  K a p i t e l  
Die Ablage und Aufbewahrung von Unterlagen der 
Buchführung und der buchhalterischen Berichterstattung

§ 129
(1) Alle Unterlagen der Buchführung und der buch­

halterischen Berichterstattung sind nach einer vorher 
festgelegten betrieblichen Ordnung vollständig und 
übersichtlich aufzubewahren.

(2) Die Aufbewahrungspflicht erstreckt sich auf die 
zur laufenden Arbeit benötigten und 'die abgeschlosse­
nen Unterlagen. Für letztere werden die Aufbewah­
rungsfristen wie folgt festgelegt:
Dauernd sind aufzubewahren:
Jahreskontrollberichte,
Jahresgeschäftsberichte,
Jahresbetriebsabrechnungsbogen,
Inventare (Inventurlisten und Inventurprotokolle).
10 Jahre sind aufzubewahren:
Quartalskontrollberichte,
Quartalsgeschäftsberichte,
Quartalsbetriebsabrechnungsbogen.
5 Jahre sind aufzubewahren:
Monats- bzw. Quartalsabschlußbogen der Finanzbuch­

haltung und Monatsbetriebsabrechnungsbogen, 
Sachkonten und dazugehörige Journale der Finanz­

buchhaltung,
Konten, Journale und Belege der Grundmittelrechnung, 
Kontokorrentkonten und dazugehörige Journale. 
Eingangs- und Ausgangsrechnungen,
Nach kalk ulat ionsblätter,

I Vorsammler für Kostenrechnung.
2 Jahre sind aufzubewahren:
Konten, Journale und Belege der Materialrechnung und 

der Lohnrechnung,
Reisekostenabrechnungen,
Saldenmitteilungen und Saldenbestätigungen. 
Kontenauszüge,
Vorspätungszinsenberechnungen,
Mahnungen,
Frachtbriefe, Versandscheine, Versandanzeigen, soweit 

sie Buchungsbelege darstellen.
Kassenbelege, Kassenprotokolle.
Bank- und Postscheckauszüge,
Zahlungsanweisungen,
Quittungen,
Allgemeiner Schriftverkehr in Zusammenhang mit der 

Buchführung und der buchhalterischen Bericht­
erstattung.

(3) Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem ersten 
Tag des Kalenderjahres, das dem Datum des letzten, 
auf der Buchführungsunterlage erfaßten Vorganges 
folgt.

(4) Es ist nicht erlaubt, Unterlagen vor Ende der 
Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Über völligen oder 
teil weisen Verlust hat der Hauptbuchhalter ein Proto­
koll anzufertigen und in besonderen Fallen die über­
geordnete Verwaltung zu verständigen.

(5) In den Fällen, in denen bis zum Zeitpunkt, der 
drei Monate vor Ende der Aufbewahrungsfrist liegt, 
noch keine systematische dokumentarische Revision 
stattgefunden hat, dürfen Unterlagen der Buchführung 
und der buchhalterischen Berichterstattung nicht ver­
nichtet werden. Sofern die ' Ordnungsmäßigkeit der 
Durchführung durch die Revision bestätigt wurde, 
endet die Aufbewahrungsfrist unter Beachtung der in


